
      Die Die StatutenStatuten des des  

Kollegiatstifts St. JohannKollegiatstifts St. Johann
  in Regensburgin Regensburg

dsfdkj

9. Juni - 3. Juli 20269. Juni - 3. Juli 2026

Eine kleine Ausstellung des Fachbereichs Archiv- und Bibliothekswesen 
der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern 

Bearbeitet von Philipp Winkler

BAYERISCHES HAUPTSTAATSARCHIV 
Schönfeldstraße 5, 80539 München

Öffnungszeiten: 
Mo – Do 8.30 – 18.00 Uhr 

 Fr 8.30 – 13.30 Uhr www.gda.bayern.de



2

Impressum

Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern, Fachbereich Archiv- und Bibliotheks-
wesen

Vorbereitungsdienst 2024/2027 für den Einstieg in der 3. Qualifikationsebene der Fach-
laufbahn Bildung und Wissenschaft, fachlicher Schwerpunkt Archivwesen

Die Statuten des Kollegiatstifts St. Johann in Regensburg

Eine kleine Ausstellung des Fachbereichs Archiv- und Bibliothekswesen der Hochschule 
für den öffentlichen Dienst in Bayern, bearbeitet von Philipp Winkler 

München, 9. Juni bis 3. Juli 2026

Titelbild: Ansicht von Südwesten. Die Aufnahme stammt vom Bischöflichen Zentralarchiv 
Regensburg und zeigt die Kirche St. Johann nach ihrer Renovierung in den letzten Jahren. 
Fotograf und Rechteinhaber: Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg.

Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns 2026, Gestaltung: Benjamin Gerum

Literatur

Norbert Backmund, Die Kollegiat- und Kanonissenstifte in Bayern, Furth bei Landshut 
1973. 

Dirk Götschmann, Das Kollegiatstift und die unterbliebene Säkularisation. In: Werner 
Schiedermair (Hrsg.), Die Alte Kapelle in Regensburg, Regensburg 2002, S. 80–87.

Johann Güntner, Die gotische Johanniskirche zu Regensburg. In: Verhandlungen des 
Historischen Vereins für Oberpfalz und Regensburg 133 (1993) S. 61–64.

Karl Hausberger, „Körperschaften, welche dermal keinen Zweck mehr haben“. Zur Exis-
tenzgefährdung des Regensburger Kollegiatstifts bei der Alten Kapelle im frühen 19. Jahr-
hundert. In: Beiträge zur Geschichte des Bistums Regensburg 34 (2000) S. 203–229.

Frank G. Hirschmann, Die Domannexstifte im Reich – Zusammenstellung und verglei-
chende Analyse. In: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kanonistische 
Abteilung 88 (2002) S. 110–158.



3

Frank G. Hirschmann, Domannexstifte, publiziert am 18.8.2009. In: Historisches Lexi-
kon Bayerns (URL:<http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Domannexstifte,  
zuletzt abgerufen am 18.12.2025).

Paul Mai (Hrsg.), 850 Jahre Kollegiatstift zu den Heiligen Johannes Baptist und Johannes 
Evangelist in Regensburg 1127–1977, München-Zürich 1977. 

Paul Mai (Hrsg.), St. Johann in Regensburg. Vom Augustinerchorherrenstift zum Kollegi-
atstift 1127/1290/1990, München-Zürich 1990.

Matthias Thiel, Die Urkunden des Kollegiatstifts St. Johann in Regensburg bis zum Jahre 
1400 (Quellen und Erörterungen zur bayerischen Geschichte / Neue Folge, 28/1), München 
1975.

Unveröffentlichte Literatur:

Bisher unveröffentlichter Beitrag des Stiftsdekans von St. Johann, Msrg. Prof. em. Dr. Dr. 
Johannes Hofmann, über die Gründung als Säkularkanonikerstift und nicht als Augusti-
ner-Chorherrenstift. Der Beitrag soll 2027 in der Festschrift zum 900-jährigen Bestehen 
des Stiftes erscheinen. 

Ungedruckte Quellen

Archivalien aus dem Stiftsarchiv St. Johann, deponiert im Bischöflichen Zentralarchiv Re-
gensburg:

�Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Urk. 1, 15, 17, 20, 117, 153a, 367, 
670, 727, 748 

Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Akten 2185

�Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Bände 3201 (enthält St. Johann 
Urk. 153a)

Schriftstücke aus der Verwaltung des Stifts St. Johann in Regensburg: Statuten von 1963, 
1976, 2022

http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Domannexstifte


4

Einführung

Die Geschichte der Statuten des Stifts 
 St. Johann in Regensburg

1	  Für die Geschichte des Stiftes St. Johann in Regensburg sowie seiner Statuten sind insbesondere 
folgende Werke maßgeblich: Johann Güntner, Die gotische Johanniskirche zu Regensburg. In: Verhand-
lungen des Historischen Vereins für Oberpfalz und Regensburg 133 (1993) S. 61–64; Paul Mai (Hrsg.),  
850 Jahre Kollegiatstift zu den Heiligen Johannes Baptist und Johannes Evangelist in Regensburg 1127–
1977, München-Zürich 1977; Paul Mai (Hrsg.), St. Johann in Regensburg. Vom Augustinerchorherrenstift 
zum Kollegiatstift 1127/1290/1990, München-Zürich 1990; Matthias Thiel, Die Urkunden des Kollegiatstifts 
St. Johann in Regensburg bis zum Jahre 1400 (Quellen und Erörterungen zur bayerischen Geschichte / 
Neue Folge, 28/1), München 1975.
2	  Vgl. Paul Mai, Das Kollegiatstift St. Johann im Wandel der Zeit. In: Ders. (Hrsg.), 850 Jahre Kollegi-
atstift zu den Heiligen Johannes Baptist und Johannes Evangelist in Regensburg 1127–1977, München-
Zürich 1977, S. 13–17. 

Das Kollegiatstift St. Johann in Regensburg wurde vermutlich im Jahr 1127 von 
Bischof Kuno von Regensburg (1070–1132) gegründet und den beiden Heiligen Johannes 
dem Täufer und Johannes dem Evangelisten geweiht. Seitdem kann es auf eine ununter-
brochene Geschichte zurückblicken.1

1.	 Allgemeines

Im Mittelalter entstanden die Chorherrenstifte als Gemeinschafts- und Organisations-
form geistlichen Lebens in Abgrenzung zu klösterlichen Gemeinschaften. Im Gegensatz 
zu letzteren gehörten die Gemeinschaften keinem mönchischen Orden an. Ihre Angehö-
rigen waren Weltgeistliche und keine Ordensgeistlichen. Dies bedeutet, dass der Fokus 
ihres Wirkens in der Seelsorge und nicht im abgeschiedenen klösterlichen Leben lag.

Früher nahm man an, dass das Stift St. Johann bis 1290 ein Regularkanonikerstift, 
genauer ein Augustiner-Chorherrenstift gewesen sei.2 Somit hätten die Mitglieder, die Re-
gularkanoniker oder regulierte Chorherren/Stiftsherren genannt werden, ein klosterähnli-
ches Leben in Gemeinschaft und persönlicher Armut nach einer formalen Regel, zumeist 
der des Heiligen Augustinus von Hippo (354–430), gepflegt. Dafür lassen sich jedoch in 
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der Überlieferung der Stiftsunterlagen keine Anhaltspunkte finden.3 Wahrscheinlicher ist, 
dass das Stift von Beginn an als Kollegiatstift organisiert war und die Stiftsmitglieder im 
Gegensatz zu den regulierten Chorherren weitgehende individuelle Freiheiten wie eige-
nen Besitz und großzügige Bewegungsfreiheit besaßen. Sie lebten auch nicht nach einer 
übergeordneten Ordensregel, sondern orientierten sich lediglich an den Statuten (von lat. 
statutum = Festsetzung) des Stiftes selbst. In diesem Falle spricht man von unregulierten 
Chorherren oder Säkularkanonikern. 

Die wichtigsten Aufgaben des Stiftes waren das Feiern der gestifteten Messen, die 
im Auftrag und gegen Bezahlung gehalten wurden, sowie die Teilnahme am Chorgebet, 
welches täglich in regelmäßigem Rhythmus stattfand. Hinzu kam noch die Verwaltung 
des Besitzes der Stiftskirche, was in der Versammlung der Stiftskanoniker, dem Kapitel 
(von lat. caput = Kopf, Führer), geschah. Die Bezeichnungen Chorherr, Kanoniker, Stifts-
herr oder Kapitular sind für die Mitglieder des Stiftes weitgehend austauschbar. Mit Ka-
pitular ist allerdings im engeren Sinne nur ein Angehöriger des Kapitels gemeint, was 
nicht auf alle Mitglieder des Stiftes zutreffen musste. Auch die Bezeichnungen für die 
Gemeinschaft der Stiftsherren im Sinne einer Institution sowie der ihnen zugeordneten 
Kirchen, in denen die Chorherren tätig sind, können synonym verwendet werden. Diese 
werden entsprechend Chorherrenstifte, Kanonikerstifte, Kapitelstifte oder auch Kollegiat-
stifte genannt.

Das Besondere am Kollegiatstift St. Johann in Regensburg ist, dass es weder im 
16. Jahrhundert, der Zeit der Reformation in der Reichsstadt Regensburg, noch während 
der Säkularisation im frühen 19. Jahrhundert aufgelöst wurde. Im Jahr 2027 kann es da-
her sein 900-jähriges ununterbrochenes Bestehen feiern. Außer St. Johann besteht in der 
Stadt Regensburg noch das Stift „Unserer Lieben Frau zur Alten Kapelle“; ansonsten gibt 
es in Bayern nur noch wenige weitere Kollegiatstifte. 

3	  Stiftsdekan Msrg. Prof. em. Dr. Dr. Johannes Hofmann führt in seinem Beitrag zur Festschrift, die 2027 
erscheinen soll, vier Gründe auf, warum das Stift kein Regularkanonikerstift gewesen sein kann. Hier sei-
en sie daher nur kurz dargestellt: Die Augustiner-Chorherren hatten weder in der Stadt Regensburg noch 
bei Bischof Kuno einen guten Ruf, ebenso wenig die früher als Schlüsselfiguren der Gründung des Stifts 
angesehenen Gerhoch von Reichersberg oder Paul und Gephart von Bernried. Auch sind für die frühesten 
bekannten Kanoniker St. Johanns Urkunden erhalten, die Eigentumsübertragungen oder Kauf enthalten, 
was bei besitzlosen Regularkanonikern nicht möglich gewesen wäre. Zuletzt führt er noch an, dass der 
erste belegte Propst des Stiftes, wie später auch üblich, ein Mitglied des Domkapitels von Regensburg 
war. Mitglieder des Regensburger Domkapitels waren selbst nie Regularkanoniker. Es wäre äußerst unüb-
lich, einen Säkularkanoniker als Propst eines Regularkanonikerstifts zu installieren.
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2.	 Die Statuten des Stiftes

Zentral für die Stabilität und die Widerstandsfähigkeit gegen die verschiedenen He-
rausforderungen im Lauf der Zeit sind dabei neben ausreichenden Ressourcen, wie Ein-
nahmen und Mitgliedern, auch eine tatkräftige Unterstützung von außen und nicht zuletzt 
eine belastbare und gut strukturierte innere Verfassung. Diese innere Ordnung schlägt 
sich maßgeblich in den internen Regelungen des Stiftes, den Statuten, nieder. Die Statuten 
behandeln viele Bereiche: neben dem Leben der Kanoniker in der Gemeinschaft werden 
auch die Aufgaben- und Rechteverteilung zwischen den verschiedenen Ämtern sowie die 
Aufteilung der Einnahmen unter den verschiedenen Amtsträgern geregelt. Aufgrund der 
langen Geschichte des Stiftes wurden diese Statuten häufig geändert. Die unterschiedli-
chen Versionen sind teilweise als Sammlung einzelner Urkunden überliefert, teilweise in 
einem Dokument zusammengefasst. Der Geschichte und den einzelnen Versionen dieser 
Statuten wird in dieser Ausstellung nachgegangen.

3.	 �Phase 1: Gegeneinander von Propst und Kapitel – von der Gründung 
bis um 1484

Man muss zunächst feststellen, dass aus der frühesten Zeit des Stiftes keine Quellen 
zur inneren Verfassung erhalten sind. Daher ist auch die früher vertretene These, dass 
das Stift der Augustinerregel unterworfen war, nicht belegbar. 

3.1	 Die päpstliche Bestätigung der Wahl des Stiftspropsts

Das erste Schriftstück, das Anhaltspunkte über die interne Organisation des Stiftes 
liefert, ist eine Urkunde Papst Urbans III. (1120–1187) aus dem Jahr 1186 (Kat.-Nr. 1). Darin 
bestätigt Urban III. dem Stift seinen Besitz, aus dessen Abgaben es sich finanziert, so-
wie das Recht, einen eigenen Vorsteher, den Propst (von lat. praepositus = Vorgesetzter), 
zu wählen. Dies ist nicht selbstverständlich. Bei anderen Stiften wurde dieses Amt etwa 
durch den Landesherrn oder den Bischof vergeben. Eine Einschränkung bestand jedoch 
darin, dass der Propst aus den Reihen des Domkapitels, also denjenigen Geistlichen, die 
in der Domkirche tätig und eng mit dem Bischof verbunden waren, gewählt werden muss-
te. Somit ist das Stift zwar an sich frei in der Bestimmung seines Vorstehers, jedoch 
durch die Beschränkung der wählbaren Kandidaten klar dem Domkapitel untergeordnet. 
Diese strukturelle und personelle Abhängigkeit vom Domkapitel war bei Stiften, insbeson-
dere solchen, die durch Bischöfe gegründet wurden, vom 11. bis 14. Jahrhundert durch-
aus üblich. Man spricht bei dieser Form der Unterordnung daher von sogenannten Dom
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annexstiften oder Domnebenstiften. Deren Rolle bestand neben der eigentlichen Tätigkeit 
des Stiftes in der Seelsorge auch darin, für die Bistums- und Kathedralverwaltung mehr 
Arbeitskräfte zur Verfügung zu stellen, als im Domkapitel selbst zur Verfügung standen.4 
Die Verwaltung der Einnahmen aus den Spenden in der Stiftskirche, auch Oblei (von lat. 
oblatio = Opfergabe) genannt, wurde allerdings nicht dem Propst, sondern einem durch 
das Stiftskapitel ernannten Kämmerer zugeteilt. Dies stellte eine klare Abgrenzung der 
Kompetenzen zwischen Propst und Kapitel dar, welche sich über mehrere Jahrhunderte 
hinweg weiter vertiefte und zu vielen Konflikten geführt hat.

3.2	Die bischöfliche Bestätigung der Wahl des Propstes und Dekans

Die schriftliche Überlieferung des Kollegiatstifts St. Johann verdichtet sich in der zwei-
ten Hälfte des 13. Jahrhunderts. Neben einer Bestätigung des oben genannten Rechts der 
Propstwahl erwähnt eine Urkunde Bischof Leos (1225–1277) von 1264 (Kat.-Nr. 2) erst-
mals die Wahl eines Dekans (von lat. decanus – decem = 10, sinngemäß Anführer/Vertre-
ter von 10 Personen), welcher für die Aufsicht über die zu leistenden Gottesdienste und 
die Überwachung der Abwesenheit der Stiftsmitglieder zuständig war und wie der Propst 
vom Bischof bestätigt wurde. Interessant ist in diesem Falle, dass Bischof Leo in seiner 
Bestätigung einräumt, das Recht des Stifts auf freie Wahl des Propstes angezweifelt zu 
haben. Das Stift konnte ihn jedoch durch die Vorlage entsprechender Urkunden (darunter 
vermutlich auch die oben besprochene Urkunde Urbans III.) von der Rechtmäßigkeit der 
Wahl überzeugen. Die Bestätigungen von Rechten und Besitztümern aus früherer Zeit sind 
ein wichtiger Bestandteil des mittelalterlichen und frühneuzeitlichen Rechtsverständnis-
ses und bilden oft das Rückgrat der Überlieferung von langlebigen Institutionen wie Klös-
tern oder Stiften, aber auch von Adelsfamilien und Herrschaften. Die zu diesem Zeitpunkt 
vorgenommene Zweiteilung der Aufsichtsaufgaben – Dekan über die Gottesdienste und 
Residenz der Stiftsherren, Propst über die übrigen Lebensbereiche des Stiftes – wird sich 
über einige Jahrhunderte erhalten. Ebenso ordnete Bischof Leo die Aufteilung der Gelder 
im Stift neu. Zudem werden zwei weitere Ämter, ein Obellarius für die Spendeneinnahmen 
und ein Cellerarius (von lat. cellarium = Vorratskeller) für die Einnahmen aus den Stiftsgü-
tern, geschaffen, deren Inhaber vom Dekan bestätigt werden müssen. 

4	  Vgl. Frank G. Hirschmann, Domannexstifte, publiziert am 18.8.2009. In: Historisches Lexikon Bay-
erns (URL:<http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Domannexstifte>; zuletzt abgerufen am 
18.12.2025).

http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Domannexstifte
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3.3	Die Festlegung der Gnadenjahre und Trostjahre

In einer weiteren Urkunde Bischof Leos aus dem Jahr 1267 (Kat.-Nr. 3) ist die Rede 
von Gnadenjahren bzw. Trostjahren, die jeweils den Angehörigen verstorbener Mitglieder 
bzw. dem Kapitel zustanden. Dies bedeutete, dass beim Tod eines Chorherrn das ihm 
zustehende Geld aus den Einnahmen des Stiftes für jeweils ein Jahr an seine Erben wei-
tergezahlt beziehungsweise in einem zweiten Jahr vom Kapitel angespart wurde, um da-
von allgemeine Ausgaben oder Investitionen zu tätigen. Diese Regelung bestand bereits 
vor der Erstellung der Urkunde. Neu ist jedoch, dass die Stelle zwei weitere Jahre ruhen 
sollte, um für die Renovierungsarbeiten im Stift mehr Gelder anzusparen. Somit waren die 
Pfründen für vier Jahre nach dem Tod des Kanonikers verplant.

3.4	Die erste Statutensammlung von 1290

Einen guten Einblick in die Struktur des Stiftes erhalten wir in den Jahren 1289/1290 
(Kat.-Nr. 4). Zu dieser Zeit wurde Bischof Heinrich II. (gestorben 1296) von Konrad von Eh-
renfels, dem Propst des Stiftes (ca. 1280–1298), und von Ludwig, dem Dekan (1279–1298), 
als Streitschlichter angerufen, da Uneinigkeit über ihre Kompetenzen bestand. Bischof 
Heinrich nahm dies zum Anlass, dem Stift neue Statuten zu geben und die Kompetenz-
verteilung klarer zu regeln. Unter anderem bestimmte er dabei, neben der Wahl von Propst 
und Dekan, auch die Aufteilung der Einnahmen sowie die Grenzen der Rechte des Props-
tes. Dieser sollte keinen Einfluss auf die Wahl von Dekan, Obellarius oder Cellerar besit-
zen, die beiden letzteren lediglich bestätigen. Zwar hatte er das Recht, dem Kooptations-
prozess neuer Chorherren beizuwohnen, jedoch ohne eine eigene Stimme zu haben. Auch 
wurden Regelungen zur Aufsicht des Dekans über die Chorherren erlassen sowie das 
Vorhandensein eines Naturalienspeichers – Kasten genannt – erwähnt. Die letztgültige 
Disziplinargewalt über Propst, Dekan oder Kapitel behielt sich der Bischof vor. Bei Unge-
horsam drohte der Verlust der Einnahmen für ein ganzes Jahr. Wichtig war auch die Ver-
pflichtung des Kapitels, des Dekans und des Propstes, sich an diese Statuten zu halten. 
Die Urkunde, in der der Bischof als Schiedsrichter angerufen wurde, ist nicht im Original, 
sondern lediglich als Insert in der Urkunde Bischof Heinrichs erhalten. Sie wurde im Wort-
laut abgeschrieben und an der entsprechenden Stelle in der späteren Urkunde eingefügt. 
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3.5	Vereidigung des Propstes auf die Statuten

Ein Beispiel für die formale Relevanz der Statuten lässt sich in einer Urkunde des 
Propstes Johannes von Schiltarn (im Amt 1366–1380) (Kat.-Nr. 5) von 1366 erkennen. In 
dieser verpflichtete er sich im Rahmen seines Amtsantritts zur Einhaltung und Überwa-
chung der Statuten des Stiftes.

3.6	Die Statuten von 1381

Eine weitere Version der Statuten ist knapp neunzig Jahre nach denen Bischof Heinrichs 
von 1290 überliefert und stammt aus dem Jahre 1381 (Kat.-Nr. 6). Jedoch ist hiervon kei-
ne originale Urkunde, sondern lediglich eine Abschrift in einem Kopialbuch, in welchem 
zur besseren Auffindbarkeit verschiedene Urkunden zusammengetragen wurden, vorhan-
den. Anlass der Neufassung war die Neuerrichtung der Stiftskirche im Zusammenhang 
mit dem Neubau des gotischen Doms, denn die direkt an den älteren, romanischen Dom 
angrenzende Stiftskirche stand der Westerweiterung des Doms im Weg.5 Die neuen Sta-
tuten wurden von Bischof Konrad VI. (gestorben 1381) erlassen und unterschieden sich 
sprachlich eindeutig von den vorher verfassten Regelungen, sollten jedoch nach eigener 
Aussage lediglich eine Zusammenfassung der bisherigen Bestimmungen sein. Die wich-
tigsten Neuerungen bestanden in der Einführung der Residenzpflicht in Regensburg un-
ter Androhung des Verlustes der Einnahmen aus den Naturalabgaben und der Präbende 
(von lat. praebenda = Unterhalt; auch Pfründe oder Benefizium genannt, quasi das Gehalt 
der Chorherren). Auch wurden Regelungen zur Anwartschaft auf die Pfründen getroffen.  
So erhielt ein neues Mitglied die Präbende erst nach vier Jahren Wartezeit. Dies stimmte 
mit der Regelung von 1267 überein, derzufolge die Einnahmen eines verstorbenen Stifts-
herrn in den Gnadenjahren an dessen Erben beziehungsweise zur Kapitalansparung an 
das Kapitel fallen sollten. Ein neuer Kanoniker konnte somit zum nächstmöglichen Zeit-
punkt designiert werden, wurde aber erst nach Ablauf der Wartefrist voll vergütet. Auch 
wurden Regelungen zu einer Mehrfachbeschäftigung bzw. -vergütung getroffen, indem 
Kanoniker, die bei anderen Herren besoldet wurden, etwa weil sie bereits Chorherren in 
anderen Stiften waren oder anderweitig ein Benefizium etwa von reichen Bürgern oder 
Adeligen erhielten, vom Erhalt der Stiftspräbende ausgeschlossen wurden. Es wurden 
außerdem Strafzahlungen und Einkommensverlust bei Nichterfüllung der Pflichten, 
insbesondere der zu lesenden Messen, Abwesenheit und ungebührlichem Verhalten,  

5	  Vgl. Paul Mai, Das Kollegiatstift St. Johann im Wandel der Zeit. In: Ders. (Hrsg.), 850 Jahre Kollegiat-
stift zu den Heiligen Johannes Baptist und Johannes Evangelist, München-Zürich 1977, S. 20–22.
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festgelegt. Darüber hinaus wurden die Obleien neu verteilt. Besonders fällt auf, dass nicht-
anwesende Kanoniker bei nahezu allen Sonderzahlungen ausgeschlossen waren. Dies 
lässt, verbunden mit der Regelung zu den Mehrfacheinkünften, darauf schließen, dass im 
Zuge der Ämterhäufung einige der Stiftsmitglieder an anderen, für sie wichtigeren oder 
bequemeren Orten residierten und somit ihrer Pflicht vor Ort im Stift nicht nachkommen 
konnten oder wollten. Und dies scheint Bischof Konrad dazu bewogen zu haben, dieses 
Verhalten in den Statuten explizit unter Strafe zu stellen. 

3.7	Streit zwischen Propst und Kapitel

Besonders auffällig ist am Ende des Mittelalters das konfliktgeladene Gegeneinander 
des Propstes einerseits und des Dekans und Kapitels andererseits. Zumeist ging es dabei 
um die Bezüge des Propstes aus den Einnahmen des Stiftes. Der Streit dürfte aufgrund 
der Zugehörigkeit des Propstes zum Domkapitel entstanden sein, welches den Propst 
bereits finanziell versorgte, sodass die Einnahmen aus dem Stift St. Johann eine reine Bo-
nuszahlung bedeuteten. Dies ist unter anderem aus Urkunden über die Beilegung solcher 
Streitfälle belegt. So etwa 1420, als sich Propst Stephan Sattelpoger (im Amt 1416–1423) 
mit dem Kapitel um seine Bezüge stritt (Kat.-Nr. 7). Die Lösung in diesem Fall war die 
Verminderung der Einnahmen des Propstes aus der Grundherrschaft auf die Hälfte der 
Einnahmen eines Kanonikers. Ebenso sollte er von den Einnahmen der Oblei nichts er-
halten, außer was sein Vorgänger bereits erhalten habe. Im Übrigen wurden die Regelun-
gen von 1290 bestätigt. Doch auch innerhalb des Kapitels gab es um die Verteilung der 
Einnahmen Streit, etwa, als der Kapitular Leonhard Zollner 1475 seine Einnahmen trotz 
seiner Abwesenheit zu Studienzwecken erfolgreich einklagen konnte (Kat.-Nr. 8). Diese 
Entwicklungen zeigen bereits ein Schwinden der Macht des Propstes, der sich nicht über 
die Forderungen des Kapitels hinwegsetzen konnte.

4.	 Phase 2: Machtverlust des Propstes – 1484 bis 1824

Während der Propst zunächst eindeutig die weisungsbefugte Stellung innerhalb des 
Stiftes innehatte, sollte sich dies am Ende des 15. Jahrhunderts ändern.
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4.1	Machtübergang vom Propst zum Dekan

Größere Wellen schlug dabei der Streit zwischen Propst Johann Ekrad (im Amt bis 
1488) einerseits sowie Dekan Michael Gold (im Amt zwischen 1466 und 1500) und dem 
Kapitel andererseits im Jahr 1484 (Kat.-Nr. 9). Dieser endete mit einem Sieg für die Un-
abhängigkeit des Kapitels. Der Propst verzichtete aufgrund seiner häufigen Abwesenheit, 
die für die Kanoniker die Austragung von Streitigkeiten vor den verschiedensten fremden 
Richtern zur Folge hatte, auf seine Jurisdiktion über Dekan und Kapitel und übertrug sie 
dem Dekan. Für die Preisgabe dieser Rechte sollte der Propst, dessen Einkünfte aus sei-
nem Propstamt als „dünn und arm“ beschrieben wurden – ein häufiger Streitpunkt –, 
nun jährlich 44 Rheinische Gulden als (zusätzliches) Einkommen erhalten. Unangetastet 
blieben seine formale Seniorität bei öffentlichen Anlässen und andere Ehrerbietungen 
des Kapitels. Dieser Anspruch wurde bereits im gleichen Jahr von Papst Innozenz VIII. 
(1432–1492) bestätigt, der Bischof Heinrich IV. (1409–1492) mit der Umsetzung seines 
Beschlusses beauftragte. Warum dies durch den Papst und nicht wie bisher direkt durch 
den Bischof geschah, ist nicht ganz nachvollziehbar. Zwar wurde in den Jahren zuvor 
(seit 1454) der Propst des Stiftes durch den Papst ernannt. Jedoch ist nicht ersichtlich, 
ob dies auch noch bei Ekrad der Fall war. Die erste Urkunde über die Einigung unter den 
Streitparteien ist nicht im Original, sondern lediglich als Insert in einer päpstlichen Urkun-
de erhalten. Ebenfalls zu diesem Umfeld gehört die Urkunde Bischof Heinrichs IV. von 
1487 (Kat.-Nr. 9), in welcher die vom Papst geforderte Umsetzung dokumentiert ist. Darin 
wurde auch die Entschließung des Papstes aus der vorherigen Urkunde inseriert.

4.2	Die Statuten von 1511

Die nächste Neufassung der Statuten nimmt 1511 Bischof Johann III. (1488–1538) vor, 
da die alten Regelungen überholt und nicht eindeutig genug formuliert waren (Kat.-Nr. 11). 
Die Statuten von 1511 stellen eine Neufassung dar, größere sprachliche Parallelen mit den 
Vorgängerstatuten gibt es nicht. Zum ersten Mal sind dabei die verschiedenen Abschnitte 
der Statuten mit Kapitelüberschriften versehen. Die wichtigsten Neuerungen seien kurz 
aufgelistet: Die Wartejahre der neuen Kanoniker auf die Pfründe wurden von vier auf zwei 
beziehungsweise drei Jahre gekürzt, je nachdem ob der Kandidat die niederen oder die 
höheren Weihen besitzt. Dafür mussten die Kandidaten jedoch bei Antritt der Pfründe 
eine Geldzahlung an das Kapitel leisten. 
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4.3	Die Statuten von 1785

Die Regelungen von 1511 wurden im Jahr 1785 erneut angepasst, was auf bereits älte-
re Bemühungen zur Änderung vierundzwanzig Jahre früher zurückgeht (Kat.-Nr. 11). Über-
liefert sind diese Entwicklungen in einem Band, der zunächst eine Abschrift der Statuten 
von 1511 enthält. Anschließend folgt ein Protokoll der Kapitelsitzung vom 25. Juni 1785, 
worin die neuen Statuten beschrieben und abschließend auch unterzeichnet wurden. Die 
Regelungen selbst waren zwar bereits 1761 verfasst, jedoch damals nicht in Kraft gesetzt 
worden, was nun nachgeholt wurde. Insbesondere wurden die Einnahmen der Kanoniker 
anders verteilt. Anstatt die Einnahmen ihrer Pfründe direkt zu erhalten, bezogen die Ka-
noniker nun quartalsmäßig ab jeweils dem 1. Juli 200 Gulden, also 800 Gulden im Jahr, 
sowie einige Naturalien. Die erwirtschafteten Überschüsse wurden hingegen nicht den 
Kanonikern zugesprochen, sondern für die bauliche Erhaltung des Stiftes herangezogen. 
Auch wurde den Anwärtern bereits im Karenzjahr die Hälfte dieser Einkünfte zugespro-
chen, davor hätten ihnen  lediglich 6 Schaff Getreide zugestanden. Zugleich wurde die 
Gnadenzeit verstorbener Kanoniker auf die Zeit bis zum Ende des laufenden Quartals 
verkürzt. 

6	  Vgl. dazu parallele Entwicklungen im Stift Unserer Lieben Frau zur Alten Kapelle: Dirk Götschmann,  
Das Kollegiatstift und die unterbliebene Säkularisation. In: Werner Schiedermair (Hrsg.), Die Alte Kapelle 
in Regensburg, Regensburg 2002, S. 80–87; Karl Hausberger, „Körperschaften, welche dermal keinen 
Zweck mehr haben“. Zur Existenzgefährdung des Regensburger Kollegiatstifts bei der Alten Kapelle im 
frühen 19. Jahrhundert. In: Beiträge zur Geschichte des Bistums Regensburg 34 (2000) S. 203–229.

5.	 �Phase 3: Ende des Propstamts und Umwandlung in ein Seniorenstift –  
1824 bis heute6

Im 19. Jahrhundert änderten sich Umfeld und Situation des Stifts St. Johann grund-
legend. Aufgrund der Säkularisation verlor es seine grundherrschaftlichen Rechte und 
musste um seinen Bestand bangen. Es wurde, analog zu anderen geistlichen Instituti-
onen, unter die Landeshoheit des Königreichs Bayern gestellt. Zuvor war es aufgrund 
der oben genannten Verflechtungen nur Domkapitel und Bischof unterstellt. König  
Max I. Joseph (1756–1825) wollte das Stift wie andere kirchliche Einrichtungen auf den 
Aussterbeetat setzen, indem die Aufnahme neuer Mitglieder und die Nachbesetzung der 
Ämter verboten wurde. Der letzte Propst des Stiftes, der Bamberger Erzbischof Joseph 
von Stubenberg (1740–1824), starb 1824. Seine Stelle wurde nicht nachbesetzt. Mit ihm 
endete die Geschichte des Propstamts im Stift. 
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Ebenso wie das Stift zur Alten Kapelle profitierte das Stift St. Johann vom Regierungs-
antritt König Ludwigs I. (1786–1868) im Herbst 1825, dessen Kirchenpolitik sich deutlich 
von der seines Vaters Max I. Joseph unterschied. Ludwig erlaubte dem Stift nach dem 
Tod des bisherigen Dekans 1825 eine Neubesetzung des Dekanats und auch die Neube-
setzungen der Kapitelstellen. Jedoch setzte Ludwig I. sich für eine Umgestaltung des 
Stiftes in ein Seniorenstift ein, in dem Ruhestandsgeistliche einen würdigen Lebensabend 
verbringen sollten.7 Dies sicherte das Fortbestehen des Stiftes langfristig ab.

Mit den neuen rechtlichen und gesellschaftlichen Umständen waren die Statuten von 
1785 definitiv veraltet. Es gab keinen Propst mehr, obwohl dieser in den alten Statuten 
noch vorgeschrieben war, und auch der rechtliche Status des Stiftes hatte sich durch die 
Reformen von Staat und Verfassung nachhaltig geändert. Als der Fortbestand feststand, 
wurde das Stift daher von der königlichen Verwaltung, verkörpert durch die Regierung der 
Oberpfalz und von Regensburg, zu einer Neufassung und Anpassung seiner Statuten auf-
gefordert. Dies führte zu einem regen Schriftverkehr zwischen Stift, bischöflichem Ordi-
nariat und Regierung, in welchem jahrzehntelang über diese Neufassung der Stiftsregeln 
verhandelt wurde (Kat.-Nr. 12). 

5.1	Die Statuten von 1864

Die neuen Regelungen wurden im Jahre 1864 vom Stiftskapitel unterzeichnet und 
von Bischof Ignatius von Senestrey (1818–1906) approbiert sowie von der Königlichen Re-
gierung bestätigt (Kat.-Nr. 13). Deren wichtigste Neuerungen umfassten die Aufstockung 
der Zahlungen an die Kanoniker auf 900 Gulden im Jahr bei monatlicher Auszahlung so-
wie Zusatzzahlungen von 100 Gulden für die drei ältesten unter ihnen. Das Wartejahr für 
die neuen Kanoniker entfiel, da ein Verzicht auf die Einnahmen nicht zumutbar erschien. 
Der neue Kanoniker musste auch nicht mehr bis zum Jahrestag des Hl. Johannes des 
Täufers (24. Juni) warten, um voll aufgenommen zu werden und seine Zahlungen und 
die Stimme im Kapitel zu erhalten. Diese erhielt er nun ab seiner Bestätigung durch den 
Landesherrn und die Investitur durch den Bischof. Die Auswahl der Kandidaten erfolgte 
dabei alternierend, entweder durch die Ernennung seitens des Landesherrn oder in Form 
der Wahl durch das Kapitel, je nachdem in welchem Monat der Vorgänger verstorben war. 

7	  Vgl. dazu Abschrift des Dekrets von Ludwig I. in Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, St. Johann 
2198.
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Die Gnadenzeit der verstorbenen Kanoniker wurde auf einen Monat begrenzt. Von einem 
Propst war in diesem Statut keine Rede mehr. 

5.2	Die Statuten von 1963 und 1976

Die Regelungen von 1864 waren ungefähr ein Jahrhundert gültig und wurden erst 
1963 abgelöst, da im Vorjahr die für Weltgeistliche zuständige Sacra Congregatio Concilii, 
eine kirchliche Behörde in Rom, im Zuge des Zweiten Vatikanischen Konzils eine Neufas-
sung der Stiftsstatuten verlangte, um sie an die Vorgaben des Codex Iuris Canonici (1917), 
das kirchliche Gesetzeswerk, anzugleichen. Auch diese Novellierung hatte eine lange Vor-
geschichte. Seit dem frühen 20. Jahrhundert wurden immer wieder Vorschläge zu Ände-
rungen vorgebracht, jedoch konnte sich keiner durchsetzen. Einige der Entwürfe sind im 
Bischöflichen Zentralarchiv Regensburg überliefert. Im Jahre 1972 wurden die Statuten 
geringfügig angepasst. Insbesondere ist relevant, dass das Kollegiatstift St. Johann seit 
23. August 1971 bzw. 6. Mai 1972 den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
innehatte und damit nicht unter die Bestimmungen des Bayerischen Stiftungsgesetzes 
von 1954 fiel. Ansonsten waren die beiden Statuten nahezu identisch. In beiden Statuten 
wurde in §1 Satz 1 festgehalten, dass das Stift ursprünglich als Augustiner-Chorherren-
stift gegründet wurde. Dies ist das erste Mal, dass dieser Aspekt der Frühgeschichte des 
Stifts in den Statuten Erwähnung findet. Von Interesse ist auch die Aussage in §2 Satz 1, 
dass das Stift aufgrund der Wirtschaftskrise und Währungsreform einen Großteil seines 
einstigen Reichtums eingebüßt hat. Damit einher ging, dass die Stiftskanoniker, die seit 
der Wiederbelebung durch Ludwig I. in der Regel im Ruhestand befindliche Geistliche 
waren, ihren Lebensunterhalt hauptsächlich aus den ihnen zustehenden Renten oder Pen-
sionen aus ihren früheren Tätigkeiten bestreiten mussten und das Stift ihnen lediglich 
freie Wohnung und einen kleinen Zuschuss gewähren konnte. Neubesetzungen wurden 
nun durch den Bischof nach Anhörung des Kapitels vorgenommen. Es wurde empfohlen, 
wenn möglich nicht zu alte Neukanoniker aufzunehmen, wobei das 65. Lebensjahr als 
grober Richtwert galt. Auch sollte der Dekan möglichst nicht über 75 Jahre alt sein. Dieser 
wurde aber weiterhin vom Kapitel gewählt und vom Bischof bestätigt. Jedoch agierte er 
nicht wie früher als disziplinarischer Vorgesetzter des Kapitels, sondern als primus inter 
pares als gleichberechtigter Wortführer des Kapitels. Eine ebenfalls interessante Neue-
rung war das Entfallen des Gnadenjahres für die Erben eines Kanonikers. Vielmehr sollten 
nun der Haushälterin des verstorbenen Kanonikers für drei Monate freie Wohnung und 
Anspruch auf die Bezüge des Verstorbenen gewährt werden. Erstmals erscheint das Amt 
des Administrators, der die Verwaltung des Stiftungsguts zur Aufgabe erhält.
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5.3	Die Statuten von 2022

Im Wesentlichen stimmen die neuesten Statuten mit den fünfzig Jahre älteren über-
ein. Die Neufassung wurde mit den Veränderungen durch den neuen Codex Iuris Canonici 
von 1983 sowie die anstehende 900-Jahrfeier begründet. Einige inhaltliche Änderungen 
seien hier dennoch angeführt: Die zuvor prominent im ersten Paragrafen der Statuten 
angeprochene Gründung als Augustiner-Chorherrenstift findet keine Erwähnung mehr, 
vermutlich weil der jetzige Dekan Msrg. Prof. Dr. Dr. Hofmann (*1950) intensiv an der Auf-
arbeitung dieses Irrtums forscht. Auch tritt in diesen Statuten zum ersten Mal das Amt 
des Leiters der Verwaltung in Erscheinung. Bei diesem handelt es sich um einen fach-
kundigen Laien, der die Verwaltung und das Rechnungswesen des Stiftes zu führen hat. 
Dieses Amt wurde in den vorhergehenden Statuten noch von einem Kapitular ausgeführt. 

6.	 Schlussbemerkung

Seit beinahe 900 Jahren widmet sich das Kollegiatstift St. Johann in Regensburg 
seinem Stiftungszweck. Dieser bestand seit Beginn in der Seelsorge, der Verrichtung des 
Chorgebets sowie dem Feiern der Heiligen Messe und der pastoralen Unterstützung in 
Pfarreien. Diese zentrale Aufgabe hat sich über die gesamte Zeit seines Bestehens nicht 
geändert. Die Statuten geben in ihrer Entwicklung jedoch Aufschluss über die konkrete 
Situation des Stiftes in der jeweiligen Zeit und lassen uns in diese teilweise weit entfern-
te vergangene Zeit zurückblicken. Trotz ihrer Verfassung als normativer Rechtstext, der, 
wie die vielen Statutenversionen zeigen und meist auch in ihrer Präambel offen zugeben, 
mitunter weit von der Realität des Gelebten abwich. Das Stift wandelte sich von einer dem 
Domkapitel untergeordneten Institution hin zu einer weitgehend eigenständigen Stiftung 
unter der Aufsicht des Bischofs selbst und konnte seine Vorrechte und sein Weiterbeste-
hen über all die Jahrzehnte und die Wirrungen der Reformation, der Säkularisation, der 
NS-Herrschaft und auch der Moderne hinweg überstehen, was für eine äußerst wider-
standsfähige und bewährte Zukunftsfähigkeit seiner inneren Verfassung spricht.
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Katalog

1.	 Päpstliche Bestätigung der Rechte

20. Juli 1186, Verona

Papst Urban III. stellt das Stift St. Jo-
hann in Regensburg unter seinen Schutz 
und bestätigt dessen Besitztümer und 
Rechte. Insbesondere bestätigt er das seit 
Gründung des Stiftes bestehende Recht auf 
die Wahl eines Propstes aus dem Kreis des 
Domkapitels. Ebenso legt er fest, dass der 
Propst die Besitzungen des Stiftes nur mit 
Zustimmung des Kapitels veräußern darf. 

Die Verwaltung der Spenden soll nicht dem 
Propst, sondern einem von den Kanonikern 
ernannten Kämmerer obliegen.

Pergamenturkunde, 47 x 66 cm, Bleibulle an  
Seidenschnur, Bischöfliches Zentralarchiv 
Regensburg, St. Johann Urk. 1.
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2.	 Bischöfliche Anerkennung der Propstwahl

29. März 1264, Regensburg 

Bischof Leo bestätigt trotz anfängli-
cher Zweifel das Recht auf die Wahl eines 
Propstes und eines Dekans. Die gewählten 
Amtsträger müssen vom Bischof bestätigt 
werden. Ihre Zuständigkeit wird dabei klar 
aufgeteilt. Als Leiter des Stiftes hat der 
Propst die disziplinarische Aufsicht über 
die Stiftsmitglieder und den Dekan. Er er-
hält den größeren Teil der Einkünfte. Der 
Dekan beaufsichtigt die Verrichtung des 

Chorgebets unter Berücksichtigung von 
Erkrankungen der Kanoniker und ergreift 
Maßregeln bei längerer Abwesenheit. Auch 
werden nun ein Obellarius zur Verwaltung 
der Spenden und ein Cellerarius für die 
Wirtschaftsführung des Stiftes gewählt. 

Pergamenturkunde, 21 x 21 cm, Siegel fehlt, 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg,  
St. Johann Urk. 15.
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3.	 Geldnot und Renovierungsbedürftigkeit

29. März 1267, Regensburg

Bischof Leo bestimmt, wie bei Freiwer-
den einer Stelle im Kapitel durch Tod eines 
Kanonikers die Pfründe für diese Stelle ver-
wendet werden sollte, nämlich dass diese 
wie bisher im ersten Jahr, dem sogenann-
ten Gnadenjahr, den Erben des verstorbe-
nen Kapitulars, im zweiten Jahr hingegen 
dem Kapitel zustehe, dann aber die Stelle 
zwei weitere Jahre lang unbesetzt bleiben 

soll. Die dadurch eingesparten Einnahmen 
aus der Pfründe sollen für die Restaurie-
rung der Kirche eingesetzt werden.

Pergamenturkunde, 16 x 21 cm, drei Siegel an 
Seidenschnüren, 1) u. 3) fehlen, 2) Altmann von 
Rotenek, Dompropst, Bischöfliches Zentralarchiv 
Regensburg, St. Johann Urk. 17. 
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4.	 Erste Entzweiung von Propst und Kapitel

22. Dezember 1290, Regensburg

Aufgrund eines Rechtsstreites um die 
Stellung des Propstes wenden sich der 
Propst Konrad von Ehrenfels sowie der 
Dekan Ludwig und das Kapitel an Bischof 
Heinrich als Schiedsrichter. Dokumentiert 
wird dieser Sachverhalt in der in dieser 
Urkunde als Insert überlieferten Urkunde 
vom 28. Oktober 1289. Der Bischof nimmt 

den Umstand zum Anlass, um dem Stift 
umfangreiche Statuten aufzuerlegen und 
die Zuständigkeiten klar abzugrenzen. 

Pergamenturkunde, 35 x 35 cm, Siegel fehlt, 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, 
St. Johann Urk. 20.
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5.	 Verpflichtung auf die Statuten

6. Februar 1366, Regensburg

Den Statuten entsprechend schwört 
der neue Stiftpropst Johannes von Schil-
tarn, diese zu achten und zu befolgen.

Pergamenturkunde, 12 x 19 cm; Siegel abgefal-
len, Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, 
St. Johann Urk. 117.
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6.	 Eintrag der Statuten von 1381 im Kopialbuch des Stiftes

In dem hier ausgestellten Kopialbuch 
sind auf den Folioseiten 120–122 die Sta-
tuten von 1381 eingetragen. Die Originalur-
kunde, auf der der Eintrag beruht, ist nicht 
erhalten. Die Regelungen enthalten eine 
Zusammenfassung der bisherigen Bestim-
mungen sowie einige neue Vorgaben. Neu 
ist etwa die Forderung an alle Kanoniker, in 
der Stadt Regensburg zu wohnen. Als Stra-
fe wird der Verlust der Einnahmen ange-
droht. Diese Bestimmung soll zu einer bes-

seren Erfüllung der Kapitelpflichten beitra-
gen. Im gleichen Sinne ist die Regelung zu 
verstehen, dass nur anwesende Kanoniker 
von der Aufteilung der Einnahmen zu den 
verschiedenen Stichtagen profitieren.

Kopialbuch; 14. Jahrhundert; Pergamentband, 
ca. 30 x 18 x 10 cm, Bischöfliches Zentralarchiv 
Regensburg, St. Johann 3201 (Enthält: Urkunde 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg,  
St. Johann 153a).
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7.	 Neue Aufteilung der Pfründen durch Bischof Albert

2. Oktober 1420, Regensburg

Nachdem sich der Propst Stephan 
Satelpoger und das Kapitel des Stifts un-
ter Dekan Heinrich Centurio aufgrund von 
Streitigkeiten bezüglich der Bezahlung des 
Propstes an Bischof Albert und andere 
Domkapitulare gewandt haben, beschließt 
der Bischof, die Aufteilung des Einkom-
mens neu zu regeln. Der Propst soll fortan 
die Hälfte der einem Kanoniker zustehen-
den Naturalien aus dem Kelleramt erhalten. 
Aus der Oblei, also den sonstigen Abgaben, 
soll er nichts erhalten, was nicht sein Vor-

gänger bereits erhalten hat. Des Weiteren 
stellt der Bischof klar, dass das Stiftskapitel 
nicht auf die Einberufung durch den Propst 
angewiesen ist, um sich zu versammeln. 
Diese Urkunde bezeugt den seit Anbeginn 
schwelenden Machtstreit zwischen Propst 
und Kapitel. 

Pergamenturkunde, 29 x 38 cm; ursprünglich drei 
anhängende Siegel, 1) Bischof Adalbert, 2) und 3) 
fehlen, Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg,  
St. Johann Urk. 367.
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8.	 Beilegung eines Streits um Einnahmen durch Bischof Heinrich

26. April 1475, Regensburg

Der Kanoniker Leonhard Zollner hat 
das Stift aufgrund seiner Studien verlassen, 
weshalb das Kapitel ihm finanzielle Zuwen-
dungen vorenthalten will. Bischof Heinrich 
regelt nun, dass das Stift ihm seine nor-
male Kanonikatspfründe gewähren muss.  

Die Präsenzgelder hingegen stehen ihm 
nicht zu, da er nicht im Stift anwesend ist.

Pergamenturkunde, 41 x 30 cm, Siegel fehlt, 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg,  
St. Johann Urk. 670.
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9.	 �Übertragung der Rechte des Propstes auf den Dekan durch  
Papst Innozenz VIII.

30. Oktober 1484, Rom (Insert: 6. September 1484, Regensburg)

Aufgrund der häufigen Abwesenheit 
des Propstes war das Kapitel von wechseln-
den Stellvertretern abhängig. Daraus lässt 
sich auch auf eine gewisse Gleichgültigkeit 
der Pröpste dem Stift gegenüber schließen, 
da sie offensichtlich ihren Aufgaben nur un-
zureichend nachkamen. Darüber herrsch-
te große Unzufriedenheit im Stift. Um den 
Streit zu lösen, wurden die Kompetenzen 
des Propstes mit der vorliegenden Urkunde 
auf den Dekan übertragen. 

Der Propst behält seine Stellung, wird 
jedoch faktisch entmachtet. Dies verfügt 

zunächst Bischof Heinrich im September 
1484. Die Urkunde darüber ist in der Papst
urkunde vom Oktober 1484 als Insert über-
liefert. Darin bestätigt Papst Innozenz VIII. 
die vorgenommene Umverteilung der Kom-
petenzen und beauftragte den Bischof mit 
der Umsetzung. Für den Verlust seiner Vor-
rechte wird der Propst mit einer Zahlung 
von 44 Rheinischen Gulden abgefunden. 

Pergamenturkunde, 74 x 52 cm, Bleibulle an  
Seidenschnur, Bischöfliches Zentralarchiv 
Regensburg, St. Johann Urk. 727/726a.
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10.	Vollzug der Rechteübertragung durch Bischof Heinrich

7. September 1487, Regensburg

Die in den vorangegangenen Urkunden 
geregelte Entmachtung des Propstes und 
die Aufwertung des Dekans wird von Bi-
schof Heinrich im November 1487 endgül-
tig vollzogen. Das Propstamt bestand zwar 
noch fast 400 Jahre weiter, jedoch ohne die 
Vormachtstellung im Stift, die ihm bisher 
zugestanden wurde. Dieser Vorgang kann 

auch als Emanzipation des Stifts St. Johann 
vom Domkapitel gesehen werden, welches 
nun seinen beträchtlichen Einfluss auf das 
Geschehen des Stiftes verliert.

Pergamenturkunde, 54 x 62 cm, anhängendes  
Siegel Bischof Heinrichs (nicht abgebildet), 
Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg, 
St. Johann Urk. 748.
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11.	 Die Statuten von 1511 und 1785

1785, Regensburg

Im vorliegenden Band findet sich zu 
Beginn eine Abschrift der Statuten von 
1511, vermutlich aus dem 18. Jahrhundert. 
Die Abschrift ist durch Anmerkungen er-
gänzt. Die wichtigsten Neuerungen sind die 
Halbierung der Trostjahre des Kapitels auf 
zwei Jahre. Auch entfällt die Leistung der 
Naturalienabgaben, wenn der Kanoniker vor 
dem 11. November, dem Tag der Abgabe-
leistung, verstirbt. Da ein Neukanoniker nun 
seine Pfründe früher erhalten kann, soll er 
bei Antritt seiner Stelle eine kleinere Sum-
me an das Kapitel zahlen. Für die Zulassung 
zum Kapitel sind die höheren Weihen, min-
destens jedoch die Subdiakonweihe, Vor-
aussetzung. Nach dem Eintrag mit den Re-
geln von 1511 folgt ein Protokoll einer Kapi-
telsitzung von 1785, in welchem die damals 
neu gefassten Statuten dargelegt werden.  

Die Statuten von 1511 dienten dabei eindeu-
tig als Ausgangspunkt. Das Protokoll ist 
von den Kapitelmitgliedern unterschrieben. 
Teil der Neuerungen ist die Umstellung von 
Pfründen, die an spezifische Besitzungen 
und deren Abgaben gebunden sind, hin zu 
fixen Geldbeträgen und Naturalienabgaben, 
die den Kanonikern ausgezahlt werden. 
Auch wird das Gnadenjahr eines verstorbe-
nen Kapitulars auf das Ende des aktuellen 
Quartals begrenzt. Gleichfalls muss ein neu 
eingetretenes Mitglied nicht mehr auf sein 
Einkommen verzichten, sondern erhält von 
Beginn an für ein Jahr die Hälfte des nor-
malen Satzes.

Papierband des 18. Jahrhunderts mit marmorier-
tem Pappeinband, 37 x 22 cm, Bischöfliches  
Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Akten 2185.
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12.	Anläufe zur Erneuerung der Statuten 

1826–1864, Regensburg

König Ludwig I. genehmigt dem Stift 
1825 die Wahl eines neuen Dekans und die 
Nachbesetzung der seit 1803 vakant ge-
wordenen Kapitularstellen. Durch diese In-
tervention wird das Aussterben des Stiftes 
abgewendet und man bemüht sich um eine 
Neufassung der Statuten. Die Regierung der 
Oberpfalz und von Regensburg als zustän-
dige königliche Behörde weist das Ordina-
riat und das Stift St. Johann 1826 an, den 
neuen Umständen entsprechende Statuten 

zu verfassen und von Bischof und König 
genehmigen zu lassen. Zu diesem Zweck 
werden mehrere Entwürfe der Statuten be-
ziehungsweise Änderungsvorschläge dazu 
zwischen den drei beteiligten Stellen abge-
stimmt. 

Akt, 19. Jahrhundert, 37 x 22 cm, Bischöfliches 
Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Akten 2185.
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13.	Die Statuten von 1864

1864, Regensburg

Die Einführung neuer Statuten dauer-
te mehrere Jahrzehnte. Schließlich konnte 
1861 endlich die neue Version aufgesetzt 
und im Kapitel verabschiedet werden. Sie 
wurde 1864 von Bischof und Regierung ge-
nehmigt. Die wichtigste Neuerung ist die 
Abschaffung des Propstamtes, das nach 
dem Tod des letzten Amtsinhabers 1824 
nicht mehr besetzt wurde. Gleichzeitig ent-
fällt die Wartezeit für Neukapitulare nun 
ganz, da ein längerer Einnahmeverlust nicht 

mehr zumutbar war. Nach einer weiteren 
Neuerung bedarf die Wahl des Dekans und 
auch die Bestimmung von Neuzugängen in 
ungeraden Monaten nun der Zustimmung 
des Königs. Bei Tod eines Kapitulars in ge-
raden Monaten wählt weiterhin das Kapitel 
einen Nachfolger.

Akt, 19. Jahrhundert, 37 x 22 cm, Bischöfliches 
Zentralarchiv Regensburg, St. Johann Akten 2185.
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14.	Die Statuten von 1963 und 1976

15. Januar 1963, Regensburg

22. November 1976, Regensburg

Aufgrund der veränderten gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Stellung des 
Stiftes war nach beinahe hundert Jahren er-
neut eine gründliche Überarbeitung der Sta-
tuten notwendig. Die Fassungen von 1963 
und 1976 sind nahezu identisch. Zentral ist 
bei beiden die neue rechtliche Verfassung 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
sowie die Anpassungen an die Änderun-
gen durch das Zweite Vatikanische Kon-
zil. Aufgrund des wirtschaftlichen Nieder-
gangs sind die Zahlungen des Stifts an die 
Kapitulare nur mehr ein Zuschuss zu ihren 
Renten- bzw. Pensionsansprüchen. Dies ist 
ebenso ein klares Anzeichen der Umwand-

lung in ein Seniorenstift wie es auch die Ein-
führung von Höchstaltersgrenzen für Neu-
zugänge und die Dekanswahl ist. Der Dekan 
selbst ist nun lediglich primus inter pares 
und verfügt nicht mehr über die gleiche 
Macht über das Kapitel wie zuvor. Der Ein-
fluss des Staates ist auch zurückgedrängt 
worden, die Neuzugänge werden nunmehr 
nur noch vom Bischof bestätigt.

Papier, 37 x 22cm, Statuten des Kollegiatstifts St. 
Johann von 1963.

Papier, 37 x 22 cm, Statuten des Kollegiatstifts St. 
Johann von 1976. 
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15.	Die Statuten von 2022

2022, Regensburg

Aufgrund des Inkrafttretens des neuen 
Codex Iuris Canonici 1983 und anlässlich 
des nahenden 900-Jahres-Jubiläums gab 
sich das Kollegiatstift 2022 neue Statu-
ten. In wesentlichen Punkten stimmen sie 
mit den Statuten von 1976 überein. Neu 
ist das Amt des Leiters der Verwaltung,  

eines Laien, der die Verwaltung und Rech-
nungen des Stiftes führt. Bislang war dies 
nach den Statuten dem Amt des Admi
nistrators, einem Kapitular, vorbehalten. 

Druckschrift, Papier, 29,7 x 21 cm, Statuten des 
Kollegiatstifts zu den heiligen Johannes Baptist 
und Evangelist in Regensburg, 2022.
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Stilisiertes Wappen des Kollegiatstifts St. Johann in Regensburg (Vorlage: Wappen über dem Südportal 
der Kirche St. Johann; Fotograf und Rechteinhaber: Bischöfliches Zentralarchiv Regensburg).


